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Beschluss 
des Bundesrates 

Zweite Verordnung zur Novellierung der Trinkwasserverordnung 

Der Bundesrat hat in seiner 1032. Sitzung am 31. März 2023 beschlossen, der Ver-

ordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe der sich aus 

der Anlage ergebenden Änderungen zuzustimmen. 

 

Der Bundesrat hat ferner beschlossen, die aus der Anlage ersichtliche Entschließung 

zu fassen. 
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Anlage  
 

 

 
 

 

Ä n d e r u n g e n 

und 

E n t s c h l i e ß u n g 

zur 

Zweiten Verordnung zur Novellierung der Trinkwasserverordnung 

 

 

A 

Ä n d e r u n g e n 

1. Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 2 Nummer 5 TrinkwV) und 

  Artikel 3 (§ 3a Absatz 2 LMHV) 

Die Verordnung ist wie folgt zu ändern: 

a) In Artikel 1 ist in § 1 Absatz 2 Nummer 5 das Wort „aufbereitetes“ zu strei-

chen. 

b) In Artikel 3 sind in § 3a Absatz 2 nach dem Wort „Wer“ die Wörter „Was-

ser oder“ einzufügen. 

Begründung: 

Die Einstufung von Wasser als Trinkwasser erfolgt trinkwasserrechtlich über 
den Verwendungszweck (Verzehr, Hygiene, Lebensmittelbetriebe). Das Was-
ser hat als Trinkwasser dann die entsprechenden Qualitätsanforderungen ge-
mäß Trinkwasserverordnung einzuhalten. Tut es das nicht, ist in der Regel eine 
Aufbereitung oder andere Maßnahme (Mischen, vorübergehende Einschrän-
kungen bei der Verwendung) zur Einhaltung der Anforderungen notwendig.  
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Abweichend davon sieht die EU-Hygieneverordnung (EG) Nr. 852/2004 für 
Trinkwasser die Möglichkeit vor, dass von der Einhaltung der trinkwasser-
rechtlichen Anforderungen an Trinkwasser abgewichen werden kann, wenn das 
Erzeugnis nicht beeinträchtigt wird. Diese Möglichkeit muss sich auch in der 
Trinkwasserverordnung wiederfinden. In solchen Fällen unterliegt das im Le-
bensmittelbetrieb verwendete Trinkwasser nicht dem Anwendungsbereich der 
Trinkwasserverordnung. 

Die beiden Änderungen sollen erreichen, dass die bisherige Regelung gemäß 
§ 2 Absatz 1 Nummer 5 TrinkwV a. F., wonach die Trinkwasserverordnung 
nicht für Trinkwasser im Sinne des § 3 Nummer 1 Buchstabe b [= Wasser für 
Lebensmittelbetriebe] gilt, sofern die zuständige Behörde, die auch für Über-
wachungsmaßnahmen nach dem Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch zu-
ständig ist, festgestellt hat, dass die Qualität des verwendeten Wassers die Ge-
nusstauglichkeit des Enderzeugnisses nicht beeinträchtigen kann, bezüglich der 
Möglichkeit, Wasser für Lebensmittelbetriebe, das die Anforderungen nach der 
Trinkwasserverordnung nicht einhält, aus dem Anwendungsbereich der Trink-
wasserverordnung herauszunehmen, nicht eingeschränkt wird.  

Vom Verordnungsgeber war diese Einschränkung nicht vorgesehen. Laut amt-
licher Begründung soll die Regelung im Wesentlichen § 2 Absatz 1 Nummer 5 
TrinkwV a. F. entsprechen. Eine Änderung war lediglich bezüglich des bisher 
verwendeten Begriffs „Heilwasser“ vorgesehen. 

Die Möglichkeit der Ausnahme vom Anwendungsbereich der Trinkwasserver-
ordnung bei Wasser für Lebensmittelbetriebe wurde herangezogen, wenn der 
Lebensmittelunternehmer das Trinkwasser aufbereitet, zum Beispiel pH-Wert-
Einstellung, oder aber das Trinkwasser, beispielsweise einer dezentralen Was-
serversorgung, zum Beispiel eines landwirtschaftlichen Betriebs mit Milch-
wirtschaft, die Anforderungen der Trinkwasserverordnung im chemischen Be-
reich, zum Beispiel Nitrat, nicht einhält.  

Im Vergleich zur bisherigen Regelung sieht § 1 Absatz 2 Nummer 5 TrinkwV 
in Verbindung mit § 3a Absatz 2 Lebensmittelhygiene-Verordnung nun ein-
schränkend vor, dass diese Ausnahmemöglichkeit nur für aufbereitetes Wasser 
gilt. 

Demzufolge wäre eine Genehmigung durch die untere Lebensmittelüberwa-
chungsbehörde zur Verwendung von Trinkwasser, das die Anforderungen der 
Trinkwasserverordnung nicht einhält, aber dies keine Auswirkungen auf die 
Lebensmittelqualität hätte, nicht mehr möglich. Anhang II Kapitel VII Num-
mer 1a der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 enthält zwar eine Öffnung für 
Trinkwasser, das die Qualitätsanforderungen nicht einhält („Trinkwasser, das 
erforderlichenfalls zu verwenden ist, um zu gewährleisten, dass die Lebensmit-
tel nicht kontaminiert werden“), aber eine Herausnahme eines solchen Trink-
wassers aus dem Anwendungsbereich der TrinkwV wäre nicht mehr möglich – 
mit der Folge, dass Maßnahmen zur Gewährleistung beziehungsweise Herstel-
lung der Trinkwasserqualität erforderlich wären, obwohl dies für die Qualität 
des Lebensmittels nicht von Relevanz wäre. 
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2. Zu Artikel 1 (§ 6 Absatz 4 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 6 Absatz 4 die Angabe „Anlage 1“ durch die Wörter „in 

dieser Verordnung“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Mikrobiologische Grenzwerte sind nicht nur nach Anlage 1 festgelegt. Durch 
ersetzen der Angabe „Anlage 1“ durch die Wörter „in dieser Verordnung“ wird 
klargestellt, dass Höchstwerte für Mikrobiologische Parameter festgelegt wer-
den können, wenn für den Parameter nicht bereits ein Grenzwert nach TrinkwV 
festgelegt ist. Dies könnte beispielsweise auch ein Grenzwert nach Anlage 3 
sein. 

3. Zu Artikel 1 (§ 7 Absatz 3 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 7 Absatz 3 die Angabe „Anlage 2“ durch die Wörter „in 

dieser Verordnung“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Chemische Grenzwerte sind nicht nur nach Anlage 2 festgelegt. Durch ersetzen 
der Angabe „Anlage 2“ durch die Wörter „in dieser Verordnung“ wird klarge-
stellt, dass Höchstwerte für chemische Parameter festgelegt werden können, 
wenn für den Parameter nicht bereits ein Grenzwert nach TrinkwV festgelegt 
ist. Dies könnte beispielsweise auch ein Grenzwert nach Anlage 3 sein. 

4. Zu Artikel 1 (§ 12 Satz 1a – neu – TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 12 nach Satz 1 folgender Satz einzufügen: 

„Die Anzeigepflicht nach Satz 1 gilt nicht für Löschwasseranlagen und Tränk-

wasseranlagen, wenn in diese Nichttrinkwasseranlagen ausschließlich Trink-

wasser eingespeist wird.“ 

Begründung: 

Die Anzeigepflicht beim Gesundheitsamt ist auf Nichttrinkwasseranlagen zu 
begrenzen, von denen durch Art und Menge des darin vorhandenen Wassers 
besondere Risiken für die Trinkwasserversorgung ausgehen können, wie bei-
spielsweise Regenwassernutzungsanlagen. Im Gegensatz dazu gehen von 
Löschwasseranlagen und Tränkwasseranlagen, in die ausschließlich Trinkwas-
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ser eingespeist wird, bei Absicherung der Einspeisestelle nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik keine besonderen hygienischen Risiken für 
die Trinkwasserversorgung aus. Diese sind von einer Anzeigepflicht auszu-
nehmen. Betreiber von Wasserversorgungsanlagen und Gesundheitsämter sind 
von nicht erforderlichen Meldepflichten zu entlasten. 

5. Zu Artikel 1 (§ 13 Absatz 6 Satz 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 13 Absatz 6 Satz 2 der Punkt am Ende durch ein Komma zu 

ersetzen und die Wörter „sofern die in Satz 1 genannten Voraussetzungen wei-

terhin erfüllt sind“ sind anzufügen. 

Begründung: 

Eine bereits erteilte Genehmigung des Gesundheitsamts kann nur dann verlän-
gert werden, wenn auch die in § 13 Absatz 6 Satz 1 TrinkwV genannten Vo-
raussetzungen weiterhin erfüllt sind, insbesondere, dass eine nachteilige Ver-
änderung der Beschaffenheit des Trinkwassers nicht zu erwarten ist. 

6. Zu Artikel 1 (§ 18 Nummer 3 Buchstabe b und  

 Buchstabe b1 – neu – TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 18 Nummer 3 wie folgt zu ändern: 

a) In Buchstabe b ist das Wort „oder“ durch ein Komma zu ersetzen. 

b) Nach dem Buchstaben b ist folgender Buchstabe b1 einzufügen: 

„b1) zur Leckagesuche oder“ 

Begründung: 

Zur vollständigen Auflistung der derzeit in der „Liste der Aufbereitungsstoffe 
und Desinfektionsverfahren gemäß § 11 TrinkwV“ enthaltenen Verwendungs-
zwecke ist die Ergänzung erforderlich.  

7. Zu Artikel 1 (§ 18 Nummer 4 Buchstabe c TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 18 Nummer 4 Buchstabe c nach dem Wort „des“ die Wör-

ter „nicht erwärmten“ einzufügen. 
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Begründung: 

Die Präzisierung ist erforderlich, um zu vermeiden, dass diese Regelung auf 
Speicher-Trinkwassererwärmer und Warmwasserspeicher angewandt werden 
kann und als Rechtfertigung einer prophylaktischen Trinkwasserdesinfektion in 
der Trinkwasserinstallation herangezogen wird. 

8. Zu Artikel 1 (§ 21 Absatz 3a – neu – TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 21 nach Absatz 3 folgender Absatz 3a einzufügen: 

„(3a) Das Gesundheitsamt kann auf Antrag des Betreibers einer Wasserver-

sorgungsanlage für den Weiterbetrieb von vor dem [einsetzen: Datum des In-

krafttretens dieser Verordnung] bereits zu Forschungs- und Erprobungszwecken 

in Betrieb befindlichen Membrananlagen zur Entfernung von Krankheitserre-

gern in der Trinkwasserinstallation Ausnahmen von den Anforderungen des 

§ 18 und des § 20 Absatz 4 genehmigen. Die Genehmigung ist zu befristen und 

kann mit Auflagen verbunden werden.“ 

Begründung: 

Durch Änderungen in der Definition von Aufbereitungsstoffen und durch die 
Festlegungen von Aufbereitungszwecken kommt es für bereits in der Anwen-
dung befindliche Aufbereitungsverfahren zu Einschränkungen in der Verwen-
dung. Hier ist insbesondere die Ultrafiltrationsverfahren in der Trinkwasserin-
stallation zu nennen. Dieses physikalische Verfahren wird bereits in bestimm-
ten Bereichen der Trinkwasserinstallation zur Aufbereitung von Wasser einge-
setzt und im Forschungsvorhaben Ultra-F – Ultrafiltration als Element der 
Energieeffizienz in der Trinkwasserhygiene intensiv untersucht. Durch die 
vorgesehene Regelung in §§ 18 und 20 TrinkwV werden die Einsatzmöglich-
keiten allerdings eingeschränkt und bestehende Anlagen müssten entfernt wer-
den. 

Mit dem neu einzufügenden Absatz soll es dem Betreiber ermöglicht werden, 
mit Zustimmung des Gesundheitsamtes, bestehende Membrananlagen, die im 
Rahmen von Forschungs- und Beprobungszwecken betrieben werden, weiter 
zu betreiben. Dabei kann das Gesundheitsamt die Genehmigung mit Auflagen 
versehen und zeitlich befristen.  
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9. Zu Artikel 1 (§ 22 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 22 die Wörter „§ 21 Absatz 1 Satz 1“ durch die Wörter 

„§ 21 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 4 oder nicht entsprechend § 21 Absatz 5“ zu 

ersetzen. 

Begründung: 

§ 22 TrinkwV formuliert ein strafbewehrtes Abgabeverbot von Wasser, wel-
ches nicht mit zugelassenen Aufbereitungsstoffen oder Desinfektionsverfahren 
aufbereitet wurde, oder mit solchen, für die eine Ausnahmegenehmigung zur 
erweiterten Wirksamkeitsprüfung erteilt wurde. Dies entspricht den Regelun-
gen der TrinkwV a.F.  

Vor dem Hintergrund von durch Rohstoffknappheiten ausgelösten Angebots-
verknappungen von Aufbereitungsstoffen wurde nach Anhörung der Länder 
eine befristete Öffnungsklausel in die Liste der zugelassenen Aufbereitungs-
stoffe eingeführt, die mit § 21 Absatz 4 und 5 TrinkwV im Regelungstext ent-
sprechend aufgenommen und präzisiert wurde. Erfolgt der Einsatz eines Auf-
bereitungsstoffes auf dieser Grundlage, muss das Abgabeverbot folgerichtig 
aufgehoben werden. 

10. Zu Artikel 1 (§ 25 Absatz 1 Satz 1 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 25 Absatz 1 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Der Betreiber einer zentralen Wasserversorgungsanlage, einer dezentralen 

Wasserversorgungsanlage oder, sofern das Trinkwasser im Rahmen einer ge-

werblichen oder öffentlichen Tätigkeit abgegeben wird, einer mobilen Wasser-

versorgungsanlage, einer Gebäudewasserversorgungsanlage oder einer zeitwei-

ligen Wasserversorgungsanlage hat die verwendeten Aufbereitungsstoffe sowie 

ihre Konzentrationen im Trinkwasser mindestens wöchentlich aufzuzeichnen.“ 

Begründung: 

Die Änderung ist notwendig, um keine ungewollte Änderung zu § 16 Absatz 4 
Satz 3 TrinkwV (aktuelle Fassung) zu erreichen. Die Aufzeichnungspflicht für 
Gebäudewasserversorgungsanlagen und zeitweilige Wasserversorgungsanlagen 
sind nur erforderlich, wenn das Trinkwasser im Rahmen einer gewerblichen 
oder öffentlichen Tätigkeit abgegeben wird. 
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11. Zu Artikel 1 (§ 28 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 und  

 Nummer 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 28 Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 2 jeweils die Angabe 

„und 5“ zu streichen. 

Begründung: 

In § 38 Absatz 5 TrinkwV werden keine zentralen und dezentralen Wasserver-
sorgungsanlagen in Bezug genommen. Ein Verweis auf diesen Absatz in § 28 
(Untersuchungsplan für zentrale und dezentrale Wasserversorgungsanlagen) ist 
daher irreführend. 

12. Zu  Artikel 1  (§ 31 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b, 

 § 38 Absatz 2 Satz 2, 

 § 46 Absatz 1 Nummer 2, 

 § 48 Absatz 1 Satz 2, 

  Absatz 2 Satz 2 und 

 § 55 Absatz 5 Satz 5 TrinkwV) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In § 31 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b ist der Punkt am Ende durch ein 

Komma zu ersetzen. 

b) In § 38 Absatz 2 Satz 2 ist das Wort „es“ durch das Wort „dieses“ zu erset-

zen. 

c) In § 46 Absatz 1 Nummer 2 ist der Punkt am Ende durch ein Komma zu er-

setzen. 

d) In § 48 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 ist jeweils das Wort „Stoffen“ 

durch das Wort „Stoffe“ zu ersetzen. 

e) In § 55 Absatz 5 Satz 5 ist nach dem Wort „darf“ das Wort „es“ einzufügen. 

Begründung: 

Es handelt sich um Änderungen redaktioneller Art. 
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13. Zu Artikel 1 (§ 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 die Angabe 

„12. Januar 2032“ durch die Angabe „12. Januar 2033“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Umsetzungsfristen sind zeitlich nicht weit genug voneinander abgegrenzt. 
Es ist absehbar, dass in der kurzen Zeit nicht ausreichend qualifizierte Schu-
lungs- und Beratungsangebote verfügbar sind, um bei den Wasserversorgungs-
unternehmen (WVU) flächendeckend ein Risikomanagement einzuführen. 
Wahrscheinlich ist eine Unterstützung der kleineren Betreiber durch die perso-
nell besser ausgestatteten größeren WVU erforderlich, da das vorhandene 
Fachwissen insbesondere bei den kleineren Betreibern im Regelfall nicht in der 
notwendigen Detailtiefe vorhanden ist. Auch an den Gesundheitsämtern sind 
die Kapazitäten für die Überprüfung des Risikomanagements und die Geneh-
migung des angepassten Untersuchungsplans eng begrenzt. 

Durch eine weitere Streckung der Fristen können sowohl große WVU als auch 
Gesundheitsämter bis zum Jahr 2029 Erfahrungen mit dem neuen risikobasier-
ten Ansatz für sicheres Trinkwasser sammeln. Diese könnten in den Folgejah-
ren an die kleineren WVU weitergegeben werden. Insofern bringt eine Verlän-
gerung der Durchführungsfrist Verbesserungen für Betreiber und Gesundheits-
ämter. 

14. Zu Artikel 1 (§ 36 Absatz 1 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 36 Absatz 1 wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Betreiber einer zentralen Wasserversorgungsanlage hat für das Ri-

sikomanagement das Rohwasser, das aus einem Oberflächengewässer stammt, 

in jeder zu dieser Wasserversorgungsanlage gehörenden Wassergewinnungsan-

lage vor der ersten Aufbereitungsstufe im Wasserwerk auf den Indikatorpara-

meter somatische Coliphagen zu untersuchen. Wird das Rohwasser aus mehre-

ren Wassergewinnungsanlagen in einer gemeinsam genutzten Sammelleitung 

der ersten Aufbereitungsstufe im Wasserwerk zugeführt, ist eine Untersuchung 

des Rohwassers in der Sammelleitung vor der ersten Aufbereitungsstufe im 

Wasserwerk ausreichend. Diese Untersuchung umfasst vier repräsentative Pro-

bennahmen im Abstand von jeweils drei Monaten sowie in demselben Untersu-

chungszeitraum mindestens zwei anlassbezogene Probennahmen bei Starkre-

gen, Trockenheit oder anderen ungewöhnlichen Wetterverhältnissen.“ 
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Begründung: 

Ein Vorkommen von somatischen Coliphagen in Grundwasser ist unwahr-
scheinlich, selbst wenn Uferfiltratanteile oder gelegentliche mikrobiologische 
Belastungen vorhanden sind. Die Untersuchung von Rohwässern, die lediglich 
von einem Oberflächengewässer beeinflusst werden oder beeinflusst sein kön-
nen, ist nicht zielführend, da ein Nachweis von somatischen Coliphagen unter 
den vorgesehenen Bedingungen in solchen Rohwässern nicht zu erwarten ist. 
Dies zeigen auch die Ergebnisse des Projekts „Bedeutung der neuen mikrobio-
logischen Parameter der EU-Trinkwasserrichtlinie für die deutsche Wasserver-
sorgung“ des Deutschen Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. Überdies führt 
die Formulierung „von einem Oberflächengewässer beeinflusst sein kann“ zu 
Unklarheiten im Vollzug. Darüber hinaus dient die Änderung der Klarstellung, 
dass keine Untersuchung jeder einzelnen Gewinnungsanlage erforderlich ist. 
Die Ergänzung „vor der ersten Aufbereitungsstufe im Wasserwerk“ ist mög-
lich, da die Untersuchungen nur erforderlich sind, wenn das Rohwasser aus ei-
nem Oberflächengewässer stammt. In diesem Fall ist anzunehmen, dass immer 
eine erste Aufbereitungsstufe im Wasserwerk vorhanden ist. Gleichzeitig wird 
durch die Ergänzung „im Wasserwerk“ klargestellt, dass nicht bereits vor einer 
möglichen Aufbereitung in einer Vorsperre die Untersuchung zu erfolgen hat. 
Werden im Rohmischwasser in der Sammelleitung auffällige Befunde festge-
stellt, sind gemäß § 36 Absatz 2 TrinkwV weitere Untersuchungen zur Ermitt-
lung der Ursache erforderlich. Hierbei können gegebenenfalls Einzeluntersu-
chungen der einzelnen Wassergewinnungsanlagen erforderlich sein. 

15. Zu Artikel 1 (§ 36 Absatz 2 Nummer 1 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 36 Absatz 2 Nummer 1 das Wort „Wassereinzugsgebiet“ 

durch die Wörter „Einzugsgebiet der Entnahmestellen für die Trinkwasserge-

winnung“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Änderung dient einer Vereinheitlichung der Begrifflichkeiten. Siehe dazu 
beispielsweise die Verwendung des Begriffs „Einzugsgebiet der Entnahmestel-
len für die Trinkwassergewinnung“ in § 30 Absatz 2 Nummer 4, § 34 Absatz 3 
und § 66 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a und d TrinkwV. 
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16. Zu Artikel 1 (§ 38 Absatz 5 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 38 Absatz 5 wie folgt zu fassen: 

„(5) Das Gesundheitsamt bestimmt den Umfang und die Häufigkeit der Un-

tersuchungen entsprechend dem Antrag nach Absatz 3 Nummer 2, wenn 

1. das Risikomanagement der Wasserversorgungsanlage die Anforderungen 

des § 35 Absatz 1 und 2 erfüllt, 

2. der Vorschlag zur Bestimmung der Untersuchungspflicht die Anforderun-

gen des § 37 Absatz 1 erfüllt und 

3. der Vorschlag zur Bestimmung der Untersuchungspflicht durch die Doku-

mentation des Risikomanagements plausibel begründet ist.“ 

Begründung: 

Die Änderung ist erforderlich, da § 38 Absatz 5 TrinkwV die Bestimmung des 
Umfangs und der Häufigkeit der Untersuchungen für mobile und zeitweilige 
Wasserversorgungsanlagen regelt und nicht die Anpassung oder Beibehaltung 
des Untersuchungsplans für zentrale Wasserversorgungsanlagen. 

17. Zu Artikel 1 (§ 38 Absatz 6 Satz 1 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 38 Absatz 6 Satz 1 nach den Wörtern „Absatz 4 oder“ die 

Wörter „die Bestimmung nach“ einzufügen. 

Begründung: 

Die Änderung ist erforderlich, da der in diesem Satz in Bezug genommene § 38 
Absatz 5 TrinkwV die Bestimmung des Untersuchungsumfangs und nicht die 
Genehmigung der Beibehaltung oder Anpassung des Untersuchungsplans re-
gelt. 

18. Zu Artikel 1 (§ 38 Absatz 7 Satz 1 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 38 Absatz 7 Satz 1 nach den Wörtern „Absatz 4 oder“ die 

Wörter „die Bestimmung nach“ einzufügen. 
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Begründung: 

Die Änderung ist erforderlich, da der in diesem Satz in Bezug genommene § 38 
Absatz 5 TrinkwV die Bestimmung des Untersuchungsumfangs und nicht die 
Genehmigung auf Anpassung oder Beibehaltung des Untersuchungsplans re-
gelt. 

19. Zu Artikel 1 (§ 39 Absatz 1 Satz 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 39 Absatz 1 Satz 2 zu streichen. 

Begründung: 

Nach Trinkwasserverordnung erforderliche Untersuchungen dürfen nur von da-
für zugelassenen Trinkwasseruntersuchungsstellen durchgeführt werden. Be-
treiber großer zentraler Wasserversorgungsanlage haben häufig eigene Be-
triebslabore, die als Trinkwasseruntersuchungsstelle zugelassen sind. Das Glei-
che gilt aber auch für große Kliniken. Sie haben als Betreiber einer Gebäude-
wasserversorgungsanlage ebenfalls Untersuchungspflichten nach Trinkwasser-
verordnung. Auch deren Labore können als Trinkwasseruntersuchungsstellen 
zugelassen werden, so dass die Trinkwasseruntersuchungen bisher dort durch-
geführt werden durften. § 39 Absatz 1 Satz 2 TrinkwV würde dies zukünftig 
aber nur Betreibern zentraler Wasserversorgungsanlagen erlauben, nicht aber 
Betreibern von Gebäudewasserversorgungsanlagen wie großen Kliniken. Eine 
fachliche Begründung gibt es nicht. Daher ist § 39 Absatz 1 Satz 2 TrinkwV zu 
streichen. 

20. Zu Artikel 1 (§ 40 Absatz 1 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 40 Absatz 1 nach der Angabe „Absatz 5 und 6“ die Wörter 

„sowie § 19 Absatz 3 Satz 5“ einzufügen.  

Begründung: 

Durch die Ergänzung wird die oberste Landesbehörde weiterhin ermächtig, zu-
sätzliche Anforderungen an die Untersuchungsstellen für die Überwachungsun-
tersuchungen der Gesundheitsämter festzulegen beziehungsweise die bereits 
auf Grundlage der Trinkwasserverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 10. März 2016 (BGBl. I S. 459), die zuletzt durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 22. September 2021 (BGBl. I S. 4343) geändert worden ist, 
erlassenen zusätzlichen Anforderungen, weiterhin anzuwenden. 
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21. Zu Artikel 1 (§ 40 Absatz 2 Satz 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 40 Absatz 2 Satz 2 die Wörter „mit den jeweiligen Prüf-

verfahren, auf die sich die Zulassung erstreckt,“ zu streichen. 

Begründung: 

Die Listung und Veröffentlichung der zugelassenen Untersuchungsstellen er-
folgt mit Angabe der zugelassenen Parameter sowie einem Verknüpfungslink 
zur Akkreditierungsurkunde. Diese Angabe ist für den Betreiber, der eine Un-
tersuchung nach TrinkwV in Auftrag geben muss, ausreichend. Die Angabe der 
Prüfverfahrens kann der Akkreditierungsurkunde entnommen werden, die 
durch die DAkkS veröffentlicht wird. Die zusätzliche Ausweisung der Prüfver-
fahren würde zu einem vermehrten Verwaltungsaufwand bei den zuständigen 
Behörden führen. 

22. Zu Artikel 1 (§ 40 Absatz 2 Satz 3 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 40 Absatz 2 Satz 3 zu streichen 

Begründung: 

Eine jährliche Aktualisierung der Listung ist nicht zwingend erforderlich, da 
diese stets anlassbezogen vorgenommen wird. 

23. Zu Artikel 1 (§ 41 Absatz 4 Satz 4 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 41 Absatz 4 Satz 4 zu streichen. 

Begründung: 

Besteht nach Trinkwasserverordnung eine Pflicht für Betreiber von Wasserver-
sorgungsanlagen zur regelmäßigen Untersuchung des Trinkwassers auf Legio-
nellen, dies gilt unter bestimmten Voraussetzungen für Betreiber von Gebäu-
dewasserversorgungsanlagen, sind die Proben repräsentativ für die Anlage zu 
entnehmen und es ist bei der Probennahme die Empfehlung des Umweltbun-
desamts „Systemische Untersuchungen von Trinkwasser-Installationen auf Le-
gionellen nach Trinkwasserverordnung – Probennahme, Untersuchungsgang 
und Angabe des Ergebnisses“ zu beachten. § 41 Absatz 4 Satz 4 TrinkwV sieht 
vor, dass dies auch für Probennahmen im Rahmen der Überwachung durch das 
Gesundheitsamt im Hinblick auf den Parameter Legionella spec gilt.  
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Diese Vorgabe ist von den Gesundheitsämtern fachlich und personell nicht 
leistbar. Detailkenntnisse zur Trinkwasserinstallation, um repräsentative Pro-
bennahmen durchführen zu können, liegen den Gesundheitsämtern nicht vor. 
Eine korrekte und vollständige systemische Untersuchung von Gebäudewas-
serversorgungsanlagen ist in der Regel sehr aufwändig und zeitintensiv.  

Darüber hinaus sieht die Aktualisierung der oben genannten Empfehlung des 
Umweltbundesamts (BGesundhBl 2023, 66:224-227) vor, dass die Gesund-
heitsämter bei Überwachungsuntersuchungen von der Vorgabe gemäß § 41 
Absatz 4 Satz 4 TrinkwV abweichen können. Eine Bewertung der Untersu-
chungsergebnisse erfolgt dann im Einzelfall unter Berücksichtigung der kon-
kreten Situation und der Bedingungen bei der Probennahme und liegt im Er-
messen der Gesundheitsämter. 

Daher ist § 41 Absatz 4 Satz 4 TrinkwV zu streichen. 

24. Zu Artikel 1 (§ 42 Absatz 3 Satz 3 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 42 Absatz 3 Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Bei Untersuchungen des Trinkwassers in einer Trinkwasserinstallation auf die 

Parameter Blei, Kupfer und Nickel, die im Rahmen der Umsetzung des Be-

richtsplans vorzunehmen sind, kann sowohl eine gestaffelte Stagnationsbepro-

bung als auch eine Zufallsstichprobe nach der in Satz 2 genannten Empfehlung 

des Umweltbundesamts erfolgen.“ 

Begründung: 

Untersuchungen in Trinkwasserinstallationen werden in vielen Fällen auf Ver-
anlassung des Gesundheitsamts durch den Betreiber der zentralen Wasserver-
sorgungsanlage oder der Gebäudewasserversorgungsanlage durchgeführt oder 
beauftragt und erfolgen nicht zwingend ausschließlich durch das Gesundheits-
amt. Im Rahmen der Umsetzung des Berichtsplans sollten auch Zufallsstich-
proben berücksichtigt werden können, die auf Veranlassung des Gesundheits-
amts entnommen werden. 

25. Zu Artikel 1 (§ 45 Absatz 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 45 Absatz 2 wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Betreiber einer mobilen Wasserversorgungsanlage oder einer zeit-

weiligen Wasserversorgungsanlage mit jeweils eigener Wassergewinnung oder 

Wasseraufbereitung hat den betroffenen Verbrauchern, sofern die Wasserver-

sorgungsanlage im Rahmen einer gewerblichen oder öffentlichen Tätigkeit be-
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trieben wird, mindestens jährlich geeignetes Informationsmaterial über die Be-

schaffenheit des Trinkwassers in Textform bereitzustellen.“ 

Begründung: 

Erfolgt in der mobilen oder zeitweiligen Wasserversorgungsanlage eine Trink-
wasseraufbereitung, hat der Betreiber ebenfalls die Verbraucherinnen und Ver-
braucher zu informieren, da die Beschaffenheit des abgegebenen Trinkwassers 
durch die Aufbereitung von der Beschaffenheit des bezogenen Wassers ab-
weicht. Außerdem gilt dies Pflicht nur dann, wenn die Wasserversorgungsan-
lage im Rahmen einer öffentlichen oder gewerblichen Tätigkeit abgegeben 
wird. So soll die Informationspflicht beispielsweise nicht für Eigentümer von 
nur zeitweise und ausschließlich selbstgenutzten Ferienhäusern mit eigener 
Wassergewinnung gelten. 

26. Zu Artikel 1 (§ 46 Absatz 2 Nummer 3 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 46 Absatz 2 Nummer 3 nach den Wörtern „sofern diese 

Bereitstellung dem Betreiber obliegt“ die Wörter „und diese Kosten Bestandteil 

der Entgeltkalkulation sind“ einzufügen. 

Begründung: 

Die Änderung ist erforderlich, um eine 1 : 1-Umsetzung der europäischen 
Trinkwasserrichtlinie zu erreichen, in der es in Anhang IV Nummer 7 Buchsta-
be c heißt: „falls die Kosten mittels eines Entgeltsystems gedeckt werden, …“. 
Bisher sind Kosten im Zusammenhang mit der Bereitstellung von Trinkwasser 
im öffentlichen Raum nach § 50 Absatz 1 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
regelmäßig nicht Bestandteil der Entgeltkalkulation. Kosten für den übernom-
menen Betrieb eines Trinkwasserbrunnens, die Dritten in Rechnung gestellt 
werden, sind hier nicht darzustellen. 

27. Zu Artikel 1 (§ 48 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 48 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 nach dem Wort „Gesund-

heitsamt“ die Wörter „oder, wenn es sich um radioaktive Stoffe im Trinkwasser 

handelt, die zuständige Behörde“ einzufügen. 
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Begründung: 

Im Gegensatz zu den analogen Adressierungen der „zuständigen Behörde“ un-
ter § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 und Absatz 2 Nummer 4 TrinkwV 
fehlt unter § 48 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 der Einschub „oder, wenn es sich 
um radioaktive Stoffe im Trinkwasser handelt, die zuständige Behörde.“ Mit 
der Ergänzung wird die zuständige Behörde für den Fall radioaktiver Stoffe im 
Trinkwasser eindeutig adressiert und die Kongruenz der Formulierungen in 
Absatz 1 und 2 hergestellt. 

28. Zu Artikel 1 (§ 48 Absatz 2 Satz 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 48 Absatz 2 Satz 2 die Angabe „und 4“ zu streichen. 

Begründung: 

Die Verpflichtung nach § 48 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 TrinkwV (Bericht 
über getroffene Maßnahmen zur Abhilfe) ist eine logische Folge aus der Ver-
pflichtung nach Nummer 2, Maßnahmen zur Abhilfe zu treffen. Sie entfällt 
zwangsläufig, wenn die zuständige Behörde keine Maßnahmen anordnet. Im 
Übrigen wird mit der geänderten Formulierung die Kongruenz zu Absatz 1 
Satz 2 hergestellt. 

29. Zu Artikel 1 (§ 48 Absatz 3 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 48 Absatz 3 die Wörter „Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 

sowie Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 und 3“ durch die Wörter „Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 und 4 sowie Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 4“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Ausnahme in diesem Absatz bezieht sich auf Maßnahmen, die in § 48 Ab-
satz 1 Satz 1 und in Absatz 2 Satz 1 jeweils in den Nummern 2 und 4 TrinkwV 
geregelt werden. Der Verweis auf Absatz 2 Satz 2 wird gleichzeitig redaktio-
nell in Absatz 2 Satz 1 geändert. 

30. Zu Artikel 1 (§ 51 Absatz 1 Nummer 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 51 Absatz 1 Nummer 2 die Wörter „ , eine weitergehende 

Untersuchung des Trinkwassers auf den Parameter Legionella spec. nach den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik“ zu streichen. 
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Begründung: 

Die Pflicht zur Durchführung einer weitergehenden Untersuchung nach 
DVGW Arbeitsblatt 551 stellt eine Verschärfung der bisherigen Regelung dar. 

Die vorherige Regelung nach § 16 Absatz 7 TrinkwV a.F., wie auch der Refe-
rentenentwurf zur Novellierung der TrinkwV vom 22. Juli 2022, sehen in § 51 
Absatz 2 TrinkwV die Durchführung von Untersuchungen zur Klärung der Ur-
sache eine Ortsbesichtigung und die Prüfung der allgemein anerkannten Regeln 
der Technik vor. Im Zuge der Klärung der Ursache kann auch die Durchfüh-
rung einer weitergehenden Untersuchung erforderlich sein. Wenn allerdings 
die Ursache der Überschreitung bereits bekannt ist, weil zum Beispiel die Pro-
be an einer ungeeigneten Stelle entnommen wurde oder offensichtliche Mängel 
(zum Beispiel Austrittstemperatur zu niedrig eingestellt) vorliegen, dann ist ei-
ne weitergehende Untersuchung als Handlungspflicht auch nicht zwingend er-
forderlich und begründbar sowie verursacht nur unnötige Kosten. 

Die Regulation der Legionellen soll zudem in den nächsten Jahren mit den 
Ländern diskutiert und neu justiert werden. Vor diesem Hintergrund ist die 
Verschärfung der Handlungspflichten zurückzunehmen und zu streichen. 

31. Zu Artikel 1 (§ 53 Absatz 4 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 53 Absatz 4 die Angabe "1. März 2025" durch die Angabe 

"1. März 2026" zu ersetzen. 

Begründung: 

Die in § 53 Absatz 4 TrinkwV beschriebenen Daten-Anforderungen sind der-
zeit nicht ausreichend klar definiert und die Daten liegen in dieser Form nicht 
in den Trinkwasseruntersuchungsstellen vor. Eine „Trinkwasserinstallation“ 
umfasst möglicherweise mehrere Großanlagen. Außerdem fehlt die Möglich-
keit einer Erhebung der Grundgesamtheit der zu überwachenden Anlagen.  

Es ist demnach unklar, ob auch eine Differenzierung nach Anlagen (zur Was-
sererwärmung) gewünscht ist, wie es die Begründung erwarten lässt. Da die 
vorzunehmenden Anpassungen in der Datenerfassung und Datenverarbeitung 
erst erfolgen können, wenn das exakte Format vom UBA nach § 53 Absatz 5 
TrinkwV vorgegeben wurde, ist die Umsetzungsfrist zu kurz. Damit die Daten 
vollständig zum 1. März 2025 an das UBA gemeldet werden könnten, müsste 
bereits zum 1. Januar 2024 die Umsetzung vollständig erfolgt sein. Eine händi-
sche Nacherfassung solcher Datenmengen ist nicht realisierbar. 

Gemäß Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b der TW-RL haben die Mitgliedstaaten 
bis zum 12. Januar 2029 einen alle sechs Jahre zu aktualisierenden Datensatz 
mit Informationen zur Risikobewertung der Hausinstallationen gemäß Arti-
kel 10 TW-RL zu erstellen. Daher ist eine Änderung der Meldefrist auf den 
1. März 2026 angemessen. Dies ist auch erforderlich, um im Einvernehmen mit 
den Ländern die Umsetzung gemäß § 53 Absatz 5 TrinkwV bei den Untersu-
chungsstellen und deren Software zu realisieren. 
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32. Zu Artikel 1 (§ 53 Absatz 4 Nummer 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 53 Absatz 4 der Nummer 2 vor dem Komma die Wörter 

„auf den Parameter Legionella spec.“ anzufügen. 

Begründung: 

Diese Änderung dient lediglich der Klarstellung, dass Untersuchungen auf an-
dere Parameter als Legionella spec. (zum Beispiel Metalle) hier nicht gemeint 
sind. Grundsätzlich ergibt sich die Einschränkung zwar bereits aus der Formu-
lierung des Absatzes, eine zusätzliche Klarstellung in § 53 Absatz 4 Nummer 2 
TrinkwV kann versehentliche Meldungen aller untersuchten Trinkwasserinstal-
lation ohne Einschränkung auf den Parameter Legionella spec. reduzieren und 
hilft so, einer Verfälschung der beabsichtigten statistischen Auswertung vorzu-
beugen. 

33. Zu Artikel 1 (§ 54 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 54 Absatz 1 Satz 2 der Nummer 2 vor dem Punkt nach den 

Wörtern „und § 46 Absatz 2“ die Wörter „Nummer 1 bis 3“ anzufügen. 

Begründung: 

Für Verbraucherbeschwerden in Bezug auf Pflichten des Betreibers nach dieser 
Verordnung ist das Gesundheitsamt zuständig (siehe auch § 54 Absatz 1 
Satz 1). In § 46 Absatz 2 Nummer 4 TrinkwV wird eine statistische Zusam-
menfassung aller Verbraucherbeschwerden in Bezug auf Betreiberpflichten ge-
fordert. Eine Unterscheidung bei der statistischen Zusammenfassung nach der 
jeweiligen Zuständigkeit der Überwachungsbehörde erscheint nicht vollzieh-
bar. Da die in dieser Verordnung geregelten Betreiberpflichten überwiegend 
durch das Gesundheitsamt überwacht werden, ist auch die Information über 
Beschwerden bezüglich der Betreiberpflichten durch das Gesundheitsamt zu 
überwachen. Es ist davon auszugehen, dass die Verbraucherbeschwerden sich 
überwiegend auf hygienisch relevante Aspekte beziehen. 

34. Zu Artikel 1 (§ 59 Absatz 1 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 59 Absatz 1 das Wort „andere“ zu streichen. 

Begründung: 

Mit der Formulierung in § 59 Absatz 1 TrinkwV „Das Gesundheitsamt … kann 
die Entnahme oder Untersuchung von Wasserproben im Rahmen der Überwa-
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chung von Wasserversorgungsanlagen selbst durchführen oder hierzu eine an-
dere zugelassene Untersuchungsstelle beauftragen“ wird vorgegeben, dass auch 
die Gesundheitsämter (neben den Untersuchungsstellen beziehungsweise Labo-
ren) über eine Zulassung als Untersuchungsstelle verfügen müssen.  

Die Gesundheitsämter betreiben jedoch selbst keine Untersuchungsstelle be-
ziehungsweise Labor. Sie sind in der Regel als Probennehmer vertraglich in die 
Untersuchungstätigkeit einer zugelassenen Untersuchungsstelle eingebunden. 
Die Gesundheitsämter sind somit Bestandteil einer zugelassenen Untersu-
chungsstelle und können in dieser Konstellation eigenständig keine Zulassung 
beantragen und erhalten. Auch wäre eine eigenständige Zulassung mit einer 
Akkreditierung verbunden, was für Gesundheitsämter gegebenenfalls nicht 
leistbar ist. 

35. Zu Artikel 1 (§ 59 Absatz 4 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 59 Absatz 4 nach dem Wort „oder“ die Wörter “, wenn es 

sich um radioaktive Stoffe im Trinkwasser handelt, “ einzufügen. 

Begründung: 

Die fachliche Zuständigkeit der zuständigen Behörde sollte analog zu § 59 Ab-
sätze 1 bis 3 TrinkwV eindeutig formuliert werden. 

36. Zu Artikel 1 (§ 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3a – neu – TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 62 Absatz 1 Satz 1 nach Nummer 3 folgende Nummer 3a 

einzufügen: 

„3a. einer Wasserversorgungsanlage der nach § 65 Absatz 3 Satz 3 vom Ge-

sundheitsamt festgelegte Wert für Indikatorparameter oder die nach § 65 

Absatz 3 Satz 3 vom Gesundheitsamt festgelegte Anforderung für Indi-

katorparameter nicht eingehalten wird,“. 

Begründung: 

Ohne die Ergänzung besteht eine Regelungslücke. Im § 62 Absatz 1 TrinkwV 
(Beurteilung von Gefährdungen und Risiken durch das Gesundheitsamt) muss 
auch auf die Nichteinhaltung der vom Gesundheitsamt nach § 65 Absatz 3 
Satz 3 TrinkwV festgelegten Werte/festgelegten Anforderungen für Indikator-
parameter Bezug genommen werden. 
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37. Zu Artikel 1 (§ 64 Absatz 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 64 Absatz 2 nach dem Wort „Bei“ die Wörter „Trinkwas-

serinstallationen in“ einzufügen. 

Begründung: 

Der Einschub dient der Klarstellung des Gewollten und entspricht der Formu-
lierung in der Begründung. 

38. Zu Artikel 1 (§ 65 Absatz 3 Satz 3 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 65 Absatz 3 Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Das Gesundheitsamt legt für den betroffenen Indikatorparameter fest, bis zu 

welchem Wert oder mit welcher abweichenden Anforderung und für welchen 

Zeitraum die Nichteinhaltung oder Nichterfüllung geduldet wird, sofern eine 

Schädigung der menschlichen Gesundheit nicht zu besorgen ist.“ 

Begründung: 

Die vorliegende Fassung von § 65 Absatz 3 Satz 3 TrinkwV besagt, dass das 
Gesundheitsamt bei einer Nichteinhaltung oder Nichterfüllung der Grenzwerte 
und Anforderungen für Indikatorparameter nach Anlage 3 nur dann abwei-
chende Grenzwerte und Anforderungen festlegt und duldet, wenn es nach Prü-
fung im Einzelfall von der Anordnung von Maßnahmen absieht. Eine solche 
Duldung war nach § 9 Absatz 5 Satz 3 TrinkwV (a. F.) auch dann möglich, 
wenn das Gesundheitsamt Maßnahmen zur Wiederherstellung der Trinkwas-
serqualität anordnet. Die vorgeschlagene Änderung ist erforderlich, um die 
bisherige Regelung beizubehalten.  

39. Zu Artikel 1 (§ 66 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe b TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 66 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe b die Wörter „Einzugs-

gebiet der Wasserversorgungsanlage“ durch die Wörter „Einzugsgebiet der 

Entnahmestellen für die Trinkwassergewinnung“ zu ersetzen. 
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Begründung: 

Die Änderung dient einer Vereinheitlichung der Begrifflichkeiten. Siehe dazu 
beispielsweise die Verwendung des Begriffs „Einzugsgebiet der Entnahmestel-
len für die Trinkwassergewinnung“ in § 30 Absatz 2 Nummer 4, § 34 Absatz 3 
und § 66 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a und d TrinkwV. 

40. Zu Artikel 1 (§ 66 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe c TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 66 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe c wie folgt zu fassen: 

„c) einen Parameter, der erstmals nach dem … [einsetzen: Datum des Inkraft-

tretens der Verordnung] zu untersuchen war, oder“ 

Begründung: 

Die Änderung ist erforderlich, um bei einer Abweichung vom Grenzwert eine 
Zulassung zu ermöglichen, wenn in einem bestehenden Einzugsgebiet ein alter 
Schadensfall vorhanden ist, der bei früheren Untersuchungen auf den Parame-
ter unauffällig war. Dies könnte zum Beispiel bei einer verbesserten Analytik 
mit niedrigeren Bestimmungsgrenzen der Fall sein. So ist beispielsweise der 
Parameter PFAS vor einigen Jahren bereits in einigen Einzugsgebieten unter-
sucht worden. Mit den damaligen Bestimmungsgrenzen der verfügbaren Unter-
suchungsverfahren konnten allerdings häufig keine Auffälligkeiten festgestellt 
werden. Bei aktuellen Untersuchungen mit deutlich empfindlicheren Untersu-
chungsverfahren könnten entsprechende Parameter „neu entdeckt“ werden, 
obwohl diese bereits vor Jahren eingetragen wurden und in der Vergangenheit 
schon untersucht wurden. Durch die Änderung ist auch für festgestellte Über-
schreitungen neu zu untersuchender Parameter die Zulassung einer Abwei-
chung möglich, wenn diese bereits zuvor mit weniger leistungsfähigen Unter-
suchungsmethoden untersucht wurden.  

41. Zu Artikel 1 (§ 67 Absatz 2 Satz 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 67 Absatz 2 Satz 2 die Wörter „Nummer 1 bis 5“ durch 

die Wörter „Nummer 1 bis 6“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Feststellung einer Besorgnis ist nach § 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 
TrinkwV auch bei Überschreitung eines Leitwertes möglich. Wird eine ent-
sprechende Besorgnis festgestellt, sind betroffene Verbraucher entsprechend zu 
informieren. 
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42. Zu Artikel 1 (§ 69 Absatz 1 Satz 1 TrinkwV) 

In Artikel 1 sind in § 69 Absatz 1 Satz 1 nach dem Wort „und“ die Wörter  

“, wenn es sich um radioaktive Stoffe im Trinkwasser handelt, “ einzufügen. 

Begründung: 

Die fachliche Zuständigkeit der zuständigen Behörde sollte analog zum übri-
gen Verordnungstext eindeutig formuliert werden. 

43. Zu Artikel 1 (§ 69 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist § 69 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 wie folgt zu fassen:  

„2. für jedes Wasserversorgungsgebiet 

a) die Gesamtanzahl der Untersuchungen je Parameter, die nach § 32, § 57 

oder entsprechend dem Berichtsplan des Gesundheitsamts nach § 56 

durchgeführt wurden und 

b) alle Ergebnisse der in Buchstabe a genannten Untersuchungen,“ 

Folgeänderung:  

In Artikel 1 ist § 69 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wie folgt zu fassen: 

„3. für Wasserversorgungsgebiete, bei denen Überschreitungen der in § 6 Ab-

satz 2 in Verbindung mit Anlage 1 festgelegten Grenzwerte für mikrobiolo-

gische Parameter, der in § 7 Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 2 festge-

legten Grenzwerte für chemische Parameter oder der in § 9 Satz 2 in Ver-

bindung mit Anlage 4 Teil I festgelegten Parameterwerte für radioaktive 

Stoffe festgestellt wurden, die Maßnahmen nach § 63 Absatz 1 und 3 und 

nach § 65 Absatz 2,“ 

Begründung: 

Die Änderung ist erforderlich, um die bisherige Regelung nach § 21 Absatz 3 
Satz 1 TrinkwV (aktuelle Fassung) zu erhalten. Nach bisheriger Regelung ha-
ben die Gesundheitsämter der zuständigen obersten Landesbehörde oder der 
von dieser benannten Stelle die über die Qualität des Trinkwassers erforderli-
chen Angaben übermittelt. Dazu gehörten bisher auch Einzelergebnisse der 
Untersuchungen nach TrinkwV. Die Übermittlung der Untersuchungsergebnis-
se ist erforderlich, um den in Absatz 3 geforderten Bericht über die Beschaf-
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fenheit des Trinkwassers zu erstellen und weitere Auswertungen zur Beschaf-
fenheit des Trinkwassers im Land durchzuführen. Ferner sind die Einzelergeb-
nisse erforderlich, um beispielsweise Datenanfragen des Umweltbundesamtes 
bedienen zu können. In dem bisherigen Regelungsvorschlag ist nur die Über-
mittlung der Daten aus Wasserversorgungsgebieten vorgesehen, für die eine 
Überschreitung von Grenzwerten oder Parameterwerten festgestellt wurde.  

44. Zu Artikel 1 (§ 69 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in § 69 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 das Wort „Gefährdung“ 

durch das Wort „Schädigung“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Es ist eine Konsistenz der Formulierung mit § 37 Absatz 1 IfSG und den weite-
ren Regelungen der Trinkwasserverordnung herzustellen, welche sich auf die 
Besorgnis einer Schädigung der menschlichen Gesundheit beziehen statt auf 
die Besorgnis einer Gefährdung der menschlichen Gesundheit. 

45. Zu Artikel 1 (Anlage 2 Teil I Tabelle Parameter-Zeile „Pestizide“ dritte Spalte 

„Bemerkungen“ TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in Anlage 2 Teil I in der Tabelle in der Parameter-Zeile „Pestizi-

de“ in der dritten Spalte „Bemerkungen“ im letzten Absatz in Satz 1 das Wort 

„Wassereinzugsgebiet“ durch die Wörter „Einzugsgebiet der Entnahmestellen 

für die Trinkwassergewinnung“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Änderung dient einer Vereinheitlichung der Begrifflichkeiten. Siehe dazu 
beispielsweise die Verwendung des Begriffs „Einzugsgebiet der Entnahmestel-
len für die Trinkwassergewinnung“ in § 30 Absatz 2 Nummer 4, § 34 Absatz 3 
und § 66 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a und d TrinkwV. 
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46. Zu Artikel 1 (Anlage 2 Teil II Tabelle Zeile Arsen TrinkwV) 

In Artikel 1 ist in Anlage 2 Teil II in der Tabelle die Zeile „Arsen“ wie folgt zu 

fassen: 

„ 

Arsen 0,010 Der Grenzwert gilt bis zum Ablauf des 

11. Januar 2028. 

Der Grenzwert gilt für Wasserversorgungsanla-

gen, die vor dem 12. Januar 2028 in Betrieb ge-

nommen worden sind, bis zum Ablauf des 

11. Januar 2036. 

0,0040 Der Grenzwert gilt ab dem 12. Januar 2036 für 

alle Wasserversorgungsanlagen. 

Der Grenzwert gilt für Wasserversorgungsanla-

gen, die ab dem 12. Januar 2028 neu in Betrieb 

genommen werden, bereits ab dem 

12. Januar 2028.  
“ 

Begründung: 

Das in Deutschland zur Trinkwassergewinnung genutzte Rohwasser weist geo-
gen bedingt nicht nur punktuell, sondern verbreitet Arsen als Inhaltsstoff auf. 
Von einer Absenkung des Grenzwerts für Arsen im Trinkwasser wird eine be-
deutende Zahl an Wasserversorgern betroffen sein, die künftig ihr Rohwasser 
zusätzlich aufbereiten oder die Aufbereitung anpassen müssen. Die Verfügbar-
keit von Fachfirmen, welche mit dem Umbau und der Neuinstallation von Auf-
bereitungsanlagen zur Entfernung von Arsen aus dem Rohwasser beauftragt 
werden, ist begrenzt. Daher ist den betroffenen Wasserversorgern ausreichend 
Zeit für die Umstellung einzuräumen. 
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B 

E n t s c h l i e ß u n g 

1.  Zur Verordnung allgemein 

Der Bundesrat weist darauf hin, dass die in der Verordnung getroffenen An-

nahmen zur Bemessung des Erfüllungsaufwands der Verwaltung hinsichtlich 

der Grenzwertabsenkung für den Parameter Arsen nicht ausreichend hoch ange-

setzt wurden. 

Begründung: 

Bei der Aufbereitung des Rohwassers zur Entfernung von Arsen fallen bei al-
len gängigen Aufbereitungsverfahren arsenhaltige Schlämme an, welche als 
Sondermüll zu deponieren sind. Bei einer Absenkung des Grenzwerts für Ar-
sen im Trinkwasser sind nicht nur die zusätzlich anfallenden Kosten für eine 
zusätzliche Aufbereitung des Rohwassers zu berücksichtigen, sondern auch die 
zusätzlich anfallenden Kosten für die Deponierung der anfallenden arsenhalti-
gen Schlämme. 

2. Zu Artikel 1 (§ 13 Absatz 6 TrinkwV) 

Der Bundesrat begrüßt, dass laut Begründung der Verordnung die Gesundheits-

ämter für die von ihnen zu erteilenden Genehmigungen von Ausnahmen vom 

Einbringungsverbot für zentrale Wasserversorgungsanlagen nach § 13 Absatz 6 

TrinkwV Empfehlungen des Umweltbundesamtes (UBA) berücksichtigen kön-

nen. Zur Förderung einer einheitlichen Vollzugspraxis in den Ländern bittet der 

Bundesrat die Bundesregierung, darauf hinzuwirken, dass eine entsprechende 

Empfehlung des UBA zeitnah erarbeitet wird. 

Begründung: 

Grundsätzlich sind Gegenstände beziehungsweise Stoffe, die bestimmungsge-
mäß nicht der Trinkwasserversorgung dienen, innerhalb von Wasserversor-
gungsanlagen unerwünscht, da sie mit hygienischen Risiken verbunden sein 
können. Die Einführung genehmigungsfähiger Ausnahmen beim sogenannten 
Einbringungsverbot (§ 13 Absatz 6 TrinkwV) zum Zwecke der Energienutzung 
oder -abführung beim Betrieb zentraler Wasserversorgungsanlagen trägt den 
Zielen für nachhaltige Entwicklung Rechnung (Indikatorbereich 7.2 der Deut-
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schen Nachhaltigkeitsstrategie (Erneuerbare Energien) zum Sustainable Deve-
lopment Goals (SDG) 7). In der Praxis sind allerdings mannigfaltige technische 
Realsierungen denkbar, für die das zuständige Gesundheitsamt einschätzen 
muss, ob eine nachteilige Veränderung des Trinkwassers nicht zu erwarten ist. 
Ein zentraler Aspekt dürfte sein, ob der technische Prozessschritt, bei dem die 
Energienutzung oder -abführung implementiert werden soll, ohnehin im Rah-
men der Trinkwasserversorgung durchgeführt wird, oder ob zusätzliche Pro-
zesse geschaffen werden sollen. Eine diesbezügliche fachliche Empfehlung des 
UBA würde unterstützen, dass im Vollzug möglichst vergleichbare Bewertun-
gen des Risikos vorgenommen und Genehmigungen erteilt werden. 

3. Zu Artikel 1 (§ 35 TrinkwV) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, das elektronische Verfahren für eine 

einheitliche Durchführung und Dokumentation des Risikomanagements nach 

§ 35 Absatz 4 TrinkwV zeitnah bereitzustellen. 

Begründung: 

Die Einführung eines elektronischen Verfahrens, mit dem eine einheitliche 
Durchführung und Dokumentation des Risikomanagements nach § 35 Absatz 2 
und 3 TrinkwV durch die Betreiber von Wasserversorgungsanlagen sicherge-
stellt wird, wird im Rahmen einer Prozessstandardisierung als dringend not-
wendig angesehen. Für die Betreiber von Wasserversorgungsanlagen ist 
dadurch sofort ersichtlich, ob formal alle Anforderungen an das Risikoma-
nagement nach § 35 Absatz 2 TrinkwV erfüllt werden. Für das Gesundheitsamt 
ist gewährleistet, dass die vom Betreiber nach § 38 Absatz 1 TrinkwV übermit-
telte Dokumentation zumindest den formalen Vorgaben bereits genügt. Ein 
zeitnah bereitgestelltes elektronisches Verfahren für eine einheitliche Durch-
führung und Dokumentation des Risikomanagements stellt somit eine spürbare 
Entlastung sowohl für die Betreiber von Wasserversorgungsanlagen als auch 
für die Gesundheitsämter dar. 

4. Zu Artikel 1 (§ 38 Absatz 2 TrinkwV) 

Es bestehen erhebliche Zweifel daran, dass die Gesundheitsämter verbreitet die 

erforderliche Fachkompetenz aufweisen, um die Anträge der Betreiber von 

Wasserversorgunganlagen auf Anpassung oder Beibehaltung des Untersu-

chungsplans im Rahmen des neu eingeführten risikobasierten Ansatzes nach 

§ 38 Absatz 2 TrinkwV prüfen zu können.  
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Die Bundesregierung wird daher gebeten zu prüfen, ob für diese Aufgabe eine 

Delegationsmöglichkeit und in den gesetzlichen Grundlagen insbesondere die 

Voraussetzungen für eine Beleihung vorgesehen werden können oder alternativ 

eine Vorprüfung durch externe, fachlich qualifizierte und zertifizierte Stellen 

vorgesehen werden kann. 

Begründung: 

Für die Prüfung, ob das Risikomanagement die Anforderungen nach § 35 Ab-
satz 1 und 2 TrinkwV erfüllt sowie vollständig, ausreichend und plausibel ist, 
sind im Regelfall vertiefte technische und hydrogeologische Kenntnisse erfor-
derlich, die nicht bei allen Gesundheitsämtern vorliegen und auch mittelfristig 
nicht bereitgestellt werden können. Es sollte daher geprüft werden, die Ge-
sundheitsverwaltung zu entlasten, indem diese Aufgabe an eine externe Stelle 
delegiert werden oder alternativ eine Vorprüfung durch externe, fachlich quali-
fizierte und zertifizierte Stellen erfolgen kann. 

5. Der Bundesrat stellt fest, dass in Bezug auf Parameter, von denen anzunehmen 

ist, dass sie sich in der Trinkwasserinstallation nachteilig verändern können, im 

Rahmen der Überwachung durch das Gesundheitsamt für das Trinkwasser aus 

den Trinkwasserinstallationen im jeweiligen Wasserversorgungsgebiet reprä-

sentative Untersuchungen des Trinkwassers mindestens in der sich aus Anlage 6 

Teil I dieser Verordnung ergebenden Häufigkeit und im Umfang nach Anlage 2 

Teil II sowie der Indikatorparameter Coliforme Bakterien und Koloniezahl zu 

veranlassen sind. 

6. Der Bundesrat bedauert, dass der durch die Trinkwasser-Richtlinie (EU) 

2020/2184 eingeführte risikobasierte Ansatz bei der Überwachung der Trink-

wasserinstallationen durch das Gesundheitsamt keine Berücksichtigung findet 

und stattdessen weiterhin eine starre Anzahl repräsentativer Überwachungspro-

ben erforderlich ist. 
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7. Der Bundesrat weist darauf hin, dass diese Anforderung im Widerspruch zu 

dem mit der EU-Richtlinie beabsichtigten Einführung eines „vollständiger risi-

kobasierter Ansatz für die Sicherheit in der Wasserversorgung, der sich auf die 

gesamte Versorgungskette vom Einzugsgebiet über die Entnahme, Aufberei-

tung, Speicherung und Verteilung bis zur Stelle der Einhaltung erstreckt“ (Er-

wägungsgrund 15) steht, und mit dem unter anderem Analysen und Anstren-

gungen für nicht relevante Fragen vermieden werden sollen. 

8. Der Bundesrat bittet daher die Bundesregierung, auf europäischer Ebene darauf 

hinzuwirken, dass bei der Überwachung der Trinkwasserinstallation durch das 

Gesundheitsamt auch für Parameter, von denen anzunehmen ist, dass sie sich in 

der Trinkwasserinstallation nachteilig verändern können, anstelle von repräsen-

tativen Untersuchungen für das Wasserversorgungsgebiet der risikobasierte An-

satz ermöglicht wird. 


